
VKA mit dem Forderungspa-

ket beschäftigen – insbeson-

dere die Gruppenausschüs-

se im Hinblick auf die Be-

wertung der spar-

tenspezifischen 

Forderungen.  

Die Tarifverhand-

lungen finden wie 

in den vergange-

nen Jahren in 

Potsdam statt. Für die VKA 

werden die Mitgliederver-

sammlung, das Präsidium 

und die Geschäftsführerkon-

ferenz vor Ort sein. 

Die Forderungen zur Tarifrunde 
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Am 1. März 2012 beginnt 

die Tarifrunde für den öf-

fentlichen Dienst von 

Bund und Kommunen. Die  

Gewerkschaften erheben -

ungeachtet der gesamt-

wirtschaftlichen Rahmen-

bedingungen und den Fi-

nanznöten der Kommunen

– Forderungen in einer 

Gesamthöhe von ca. acht 

Prozent.  

Insgesamt würde die Erfül-

lung der Forderungen die 

kommunalen Arbeitgeber 

jährlich über sechs 

Milliarden Euro kos-

ten.  

Forderungen 

Die von den Ge-

werkschaften ge-

nannten „6,5 Pro-

zent“ gelten dabei nur für 

eine Minderheit der Beschäf-

tigten: Durch den Mindest-

betrag ergeben sich für die 

meisten höhere Prozentzah-

len: Bis zu 13,8 Prozent in 

der Entgeltgruppe 1.  

Eine höhere Steigerungsra-

te, nämlich 7,9 Prozent, for-

dern die Gewerkschaften 

dann auch ausdrücklich für 

die Versorgungsbetriebe. 

Die Auszubildendenentgelte 

sollen um 100 Euro steigen, 

was einer Steigerung von 

bis zu 14 Prozent entspricht. 

Zu den von den Gewerk-

schaften veröffentlichten 

Entgeltforderungen kommen 

eine ganze Reihe 

weiterer kostenträch-

tiger Bestandteile, 

die ebenfalls von 

den Bundestarifkom-

missionen der Ge-

werkschaften als 

Forderungen be-

schlossen wurden 

(siehe Kasten).  

Position der VKA 

„Die Gewerkschafts-

forderungen sind 

angesichts der Re-

kordverschuldung 

der Kom-

munen voll-

kommen 

illusorisch 

und inak-

zeptabel – 

bei allem 

Verständnis 

für den Wunsch 

nach mehr Geld“, so 

der Präsident und Verhand-

lungsführer der VKA, 

Dr. Thomas Böhle.  Ziel der 

VKA ist es, in dem außeror-

dentlich begrenzten 

Rahmen einen Kom-

promiss zu finden, 

der die Belange der 

Beschäftigten ange-

messen berücksich-

tigt. „Jedoch sollten 

wir keine Erwartun-

gen wecken, die wir nicht 

erfüllen können“, so Böhle. 

Weiteres Vorgehen 

In den kommenden Wochen 

werden sich die Gremien der 

TARIFRUNDE  ÖFFENTLICHER  D IENST  

VKA: Die 

Forderungen sind 

illusorisch und 

inakzeptabel 

Gewerkschaften 

fordern zwischen 

6,5 und 14 Prozent  

Die Forderungen der Gewerkschaften  

 6,5 Prozent, mindestens 200 Euro für den Bereich 

des TVöD und der TV-N. 

 Durch den Mindestbetrag entspricht die geforderte 

lineare Erhöhung insgesamt acht Prozent. 

 7,9 Prozent lineare Erhöhung im TV-V. 

 Erhöhung der Auszubildenden– und Praktikanten-

Entgelte in Höhe von 100 Euro. 

Das entspricht einer linearen Erhöhung von 12,9 
Prozent (BBiG) bzw. 11.2 Prozent (Pflege) 

 Laufzeit: 12 Monate. 
 

Und: 

 Auszubildende: Unbefristete Übernahme von Aus-

zubildenden „ohne weitere Voraussetzung“. Zudem: 
Fahrkosten zum Besuch auswärtiger Berufsschulen 
sind vom Arbeitgeber zu tragen. 

 Theater und Bühnen: Einbeziehung technischer The-

aterbeschäftigter mit künstlerischen Aufgaben in den 

Geltungsbereich des TVöD.  

 Flughäfen: Zulagen von 90 Euro zum Ausgleich von 

Anforderungen und Belastungen durch Safety und 
Security. 

 Sparkassen: gesonderte Verhandlungen nach Ab-

schluss der Tarifrunde zum Ausgleich sparkassenspe-
zifischer Strukturprobleme. 
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Weitere Informationen  

Die Ausgaben der VKA-Tarifinfos 

stehen auf: www.vka.de. 

Mitglieder der kommunalen Arbeit-

geberverbände erhalten weiter-

gehende Beratung und aktuelle Infor-

mationen zu den Tarifverhandlungen 

direkt bei ihrem KAV: Kontaktdaten 

unter www.vka.de/mitgliedverbaende 

 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver-

bände (VKA), Allerheiligentor 2-4, 60311 

Frankfurt. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: 

Katja Christ; E-Mail: katja.christ@vka.de. 

Lage der Kommunen und ihrer Betriebe 
den Handlungsspielraum der 

kommunalen Arbeitgeber ein.  

Personalkostensteige-

rung von sechs Milliar-

den Euro sind vor die-

sem Hintergrund nicht 

vertretbar.     

Blick in die Sparten 

Besonders schwierig 

ist die Lage nach wie vor bei 

den  Krankenhäusern. Sie sind 

durch die Anbindung an die 

Grundlohnrate von der wirt-

Die Gewerkschaftsforderun-

gen stehen in keinem Bezug 

zu den finanziellen Möglich-

keiten der Kommunen. Auch 

die gesamtwirtschaftliche 

Lage wird ignoriert. 

Die Finanzkrise bei den Kom-

munen hält an: Auch 2011 sind 

ihre Ausgaben stärker gestie-

gen als die Einnahmen. Der 

Schuldenstand liegt mittlerweile 

bei 128,7 Milliarden Euro. Die 

Unterfinanzierung  schränkt 

schaftlichen Entwicklung wei-

testgehend abgekoppelt. Die 

Steigerungsrate für 

2012 beträgt 1,48 

Prozent.  

Für Unternehmen, die 

im Wettbewerb mit 

der Privatwirtschaft 

stehen, nimmt der 

Druck auch durch Entscheidun-

gen des Gesetzgebers und 

europarechtlicher Vorschriften 

zu. Beispiele hierfür sind die 

Entsorgungsbetriebe, der Nah-

verkehr oder die Bodenver-

kehrsdienste der Flughäfen. 

Hier muss auf die Wettbe-

werbsfähigkeit der kommuna-

len Unternehmen und ihrer 

Tarife geachtet werden. 

Gesamtwirtschaft 

Die Bundesregierung geht für 

2012 nur noch von einem 

Wachstum von 0,7 Prozent 

aus. Das ist deutlich weniger 

als 2011. In den Gewerk-

schaftsforderungen findet sich 

auch das nicht wieder. Die For-

derungen an Bund und Kom-

munen sind höher als die an 

die Länder des vergangenen 

Jahres, obwohl damals die 

Konjunkturaussichten (und 

mithin die Prognose für die 

Steuereinnahmen) weitaus 

positiver waren. 

Gewerkschaften 

ignorieren die 

Lage der 

Kommunen, ihrer 

Betriebe und die 

Gesamtwirtschaft 

Der Mindestbetrag 
gruppen‘, wie ihn die Gewerk-

schaften bezeichnen“, erläutert  

Manfred Hoffmann, Hauptge-

schäftsführer der VKA. „Zudem 

wirkt der Mindestbetrag gerade 

in  den unteren Entgeltgruppen 

schädlich.“ Das sind jene Tarif-

bereiche des öffentli-

chen Dienstes, die 

ohnehin bereits auf 

oder gar über dem 

Niveau der Privatwirt-

schaft liegen. Für die 

kommunalen Betriebe 

und Unternehmen, die 

im Wettbewerb stehen, bedeu-

tet ein Mindestbetrag somit 

weiterer Druck.  

Die Forderungen der Ge-

werkschaften sind insgesamt 

inakzeptabel. Besonders 

problematisch ist der gefor-

derte Mindestbetrag.  

Er führt in 62 von den 100 Ent-

geltgruppen und Stufen der 

TVöD-Tabelle zu hö-

heren Steigerungen 

als der mit 6,5 Pro-

zent ohnehin schon 

abwegigen Forde-

rung. Der Mindestbe-

trag greift bis zur Ent-

geltgruppe 12, Stufe 1 (TVöD-

Tabelle). „Der Mindestbetrag ist 

somit keine ‚soziale Kompo-

nente für die unteren Entgelt-

Der Mindestbetrag 

greift bis zur 

Entgeltgruppe 12. 
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